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Verkündet

am 90 Dezember 1958

I ml N a m e n d e s' V o l k e 3

In Sachen

Beklagten und Revisionsbeklagten,

hat der 7. Senat des Bundessozialgerichts auf

die mündliche Verhandlung vom 9„ Dezember 1958

für Recht erkannt:

Die Revision der Klägerin gegen das Urteil des
Landessozialgerichts Schleswig vom 25. März 1955

wird zurückgewiesen„

Außergerichtliche Aceton sind nicht zu erstatten°
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Die Klägerin, Inhaberin einer Maschinenfabrik, beschäftigte in

der Regel 154 Arbeitnehmer° Am 7. März 1953 zeigte sie dem Ar—

beitsemt (ArbAo) Flensburg an, daß sie am 21. Februar 1953 elf
Arbeitnehmer entlassen habe, echt werde sie am 140 März 1953 und

drei weitere am 21. März 1953 entlassen° Der Ausschuß für Kündi—
gungsschutz bei Massenentlessungen (LKA) beim LandeSarbeitsamt
(LArbAo) Schleswig—Holstein stinmte am 18. März 1953 der Entlas—

sung zu, für die ersten elf Arbeitnehmer jedoch erst mit Ablauf

des 7° März 1953„

Die Klägerin erhob am 31„ März 1955 beim Landesverwaltungsgericht

(LVG„) Schleswig Klage„ Sie beantragte, den Beschluß des Aus—
schusses aufzuheben, soweit er die Entlassung der ersten elf Are

beitnehmer betraf„ Das DVG° wies die Klage durch Urteil vom 22„

Dezember 1953 ab„ Das Urteil erging gegen den Ausschuß für Kün—
digungsschutz bei Kassencntlassungen beim LArbA.‚ vertreten durch

dessen Präsidenten als Vorsitzenden des Ausschusses° Es wurde

nicht verkündet, sondern der Klägerin am 15. Januar 1954, dem Be—

Klegten am 21° Januar 1954 zugestellt. Das LVG‚ stellte fest‚

alle Entlassungen innerhalb von vier wochen müßten angezeigt wer-
den9 wenn sie zusammen die für die Anzeige nach @ 15 des Kündi—

gungsschutzgesetzés (KSchG) meßgebende Zahl erreichten° Jede

Entlassung sei rechtlich in der Schwebe, bis nach vier Wochen

feststehe, daß eine hessenentlassung nicht verliege. Da die Klä—

gerin innerhalb dieses Zeitraums insgesamt mehr als 10 V.H. ihrer

Arbeitnehmer entlassen habe, seien auch die elf Entlassungen

vom 21:. Februar 1953 unwirksam ;: orden. Die Zustimmung könne

rückwirkend aber nicht für eine Zeit vor dem Eingang der Anzeige

beim ArbA° erteilt werden°

Die Berufung wies das Landessozialgericht (LSG„) Schleswig durch

Urteil vom 250 härz 1955 zurück„ Nach @70 Nr„ 3 see in Verbin—
dung mit @ 25 Abs„ 2 Hilitärregierungsverordnung (MRVO) 165 sei
der Ausschuß für Messenentlassungen "passiv parteifähig"o Br
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sei eine Behörde; die Fähigkeit, am sezialgeriehtlichen Verfah—

ren beteiligt zu sein, sei ihm durch @ 50 MRVO 165 zuerkannt, die

in Schleswig—Holstein als Landesrecht gelte. Nach dem Wortlaut,

dem Sinn und der Entstehungsgesehichte des © 15 KSchG seien auch

die elf Entlassungen vom 210 Februar 1953 anzuzeigen gewesen;

sie hätten daher nach @ 16 KSchG der Zustimmung des Ausschusses

bedurft, die nicht für eine Zeit vor dem Eingang der Anzeige

habe erteilt werden dürfen° Revision nurde zugelassen. Das Ur—

teil wurde am 8„ August 1955 zugestellt°

Am 8„ September 1955 legte die Klägerin Revision ein und bean—

tragte‚

das Urteil des LSG„ sowie den Beschluß des Beklagten
aufzuheben, soweit er die Entlassung der ersten elf

Arbeitnehmer betreffeo

Am 50 November 1955 — nach Verlängerung der Begründungsfrist *.
begründete sie die Revision: Sie habe bei den ersten elf Ent—
lassungen noch nicht übersehen können, daß zusermen mit weite—

ren Entlassungen innerhalb von vier Sachen die hindestzehl er—

füllt würde, von der nach 9 15 KSchG die Anzeigepflicht abhänge°

Für die ersten Entlassungen sei eine Anzeige nicht zu erstatten

gewesen9 sie seien rechtswirksam; ihre Üirksemkeit würde nicht

dadurch beseitigt, daß die innerhalb von vier Wochen folgenden

Entlassungen hätten angezeigt werden müssenn

Die Revisionsschriit und die Revisionsbegründung wurden der Bun—

desanstalt für Arbeitsvernittlung und Arbeitslosenversicherung

(BfAer sowie dem Präsidenten des LArbAa Schleswig als dem Vor—
sitzenden des Ausschusses für Massenentlassungen zugestellt° Die

BfArb° erklärte, der Ausschuß sei nach wie vor am Verfahren be—

teiligt° Würde dem Antrag der Klägerin entsprochen, so könne das

Urteil auch nur der Ausschuß ausführen, der weder Organ der

BfArb° noch deren Weisungen unterworfen sei„

Der Präsident des LArbA° beantragte, die Revision zurückzuwei—
88110
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II

Die Revision ist zulässig; sie ist aber nicht begründet„

In einer zulässigen Revision ist vor der sachlich—rechtlichen

Würdigung des Streits von Amts wegen zunächst zu prüfen, ob

die Voraussetzungen für eine entscheidende Tätigkeit des Re—

visionsgerichts und die unverzichtbaren Prozeßvorsussetzun—

gen des vorausgehenden Verfahrens erfüllt sind (vgl° BSG„ 5

S„ 121 Lf122_7 mit weiteren Hinweisen auf die Rechtsprechung)„

Deren fehlt es nicht deswegen, weil das Urteil vom 22. De—

zember 1953 den Beteiligten vom LVG; erst nach dem 1° Januar

1954 zugestellt werden ist. Zwar ist infolgedessen die Sache,

die von diesem Zeitpunkt_an nach @ 51 des Sozialgerichtsgesetzes

(SGS) zu den Angelegenheiten der bozielgcrichtsbarkcit gehör—

te, beim Inkrafttreten des BGS bei einem allgemeinen Verwél—

tungsgericht des ersten Rechtszuges noch rechtshängig gewe—

sen und am 1„ Januar 1954 auf das Sozialgericht (SG,) überge—

gangeno Das Urteil des LVG. ist deswegen fehlerhaft, aber nicht

nichtig; es bleibt wirksam, wenn der Kangel mit den zulässigen

Rechtsmittcln nicht beseitigt werden ist (vgl. SozR. see 9 215

Bl„ Da 6 Nr° 21, Da 7 Nr. 23 und Da 10 Nr„ 33; Baumbach—Lau—

terbach ZPO 253Auflo‚ Ann° Nr° 1 C vor © 12 GVG)°

Ein Hindernis besteht auch nicht darin, daß das LSG. den
Ausschuß des LArbA„ für Kündigungsschutz bei Massenentlessun—

gen zu Unrecht als Beklagten angesehen hat. Die Klägerin hat

mit der Klage die teilweise Aufhebung der Entscheidung be-

gehrt, die dieser Ausschuß am 18. März 1953 erlassen hat.

Diese Entscheidung ist mit Recht als Verweltungsäkt erachtet

werden„ Sie enthält die "Regelung" von Einzelfällen auf dem

Gebiet des zum öffentlichen Recht gehörenden Kündigungs—

schutzes bei Hassencntlassungen; der mit dieser Aufgabe be—

treute Ausschuß des LArbA. hat die Entscheidung getroffen

(@ 18 Abs„ 1 KSchG) und ist als eine Verwaltungsbehörde tätig
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geworden° Die Klage auf Aufhebung des Verwaltungsekts ist aber

nur gegen die Stelle möglich, die ihn erlassen hat (BSG° 6

Sp 180); ist diese Stelle nicht selbst fähig, am Verfahren be—

teiligt zu sein (© 70 SGG), so ist die Klage gegen den Träger

der Verwaltung zu ridhten, von der der angefochtene Verwal—

tungsakt erlassen oder der er jedenfalls zuzurechnen ist (vgl°
BSG; 7 5° 254 ff° Lf237_7)„ Im verwaltungsgerichtliehen Ver—

fahren ist die Aufhebungsklage deshalb nach @ 50 MRVO 165 mit

Recht gegen den Ausschuß für Kündigungsschutz bei Hassenentlas—

sungen gerichtet werden° Nach % 70 Nr. 3 SGG sind Behörden da—

gegen nur fähig, am Verfahren beteiligt zu sein, wenn es das

Landesrecht bestimmt° ZWar ist der Ausschuß für iassenentlas—

sungen auch Behörde im Sinne des 3 70 Nr‚ 3; denn in diesem

Sinne ist in Anlehnung an @ 25 Abs„ 2 LLVO 165 als Behörde je—

de mit Verwaltungsauigaben betreute ln:titution anzusehen,

auch wenn sie nicht in den Organismus der Verwaltung einge—

ordnet und einer vorgesetzten Stelle untergeordnet ist (vgl°

BSG„ 2 s. 201 ;f204_7; Haueisen por 1956 s. 69 ff. mit wei—
teren Hinweisen auf das Schrifttum)° Bis zur Entscheidung.

des LSG„ ist ihm aber die Fähigkeit, am sozialgeriehtlichen

Verfahren beteiligt zu sein, landesrsehtlich nicht zuerkannt

geweseno Sie ist dem % 50 ERVO nicht zu entnehmen, da es sich

insoweit nicht um Landesrecht, sondern um Besatzungsrecht han—

delt (vgi„ Bundesverfassungsgerichtin NDR1954s, 406ff;
Kälker in “Die 502ialgerichtsbärkeit" 1954 s„ 118), und durch
@ 5 des sehleswig—holsteinischen Ausführungsgesetzes (Aust)

zum SGG vom 3° September 1955 in der Fassung des Gesetzes zur
Änderung und Ergänzung des Aust vom 16. Juli 1957 (GVBl.° S„
95) ist sie in Schleswig—Holstein Behörden erst vom 28° Juli

l957 an eingeräumt worden. Vor dem LSG. wäre daher im Ver—
fahren nicht der beklagte Ausschuß, sondern die BfArb° beteié

ligt gewesen, der der angefochtene Verwaltungsakt zuzurechnen

ist° Obwohl das LSG? insoweit eine frezoßvoreussetzung ver—
kannt und deshalb die nach dem Lechtal Lor Beteiligten gebote—

nen verfahrensrechtlichen Maßnahmen versäumt hat, hielt es
der Senat nicht für tunlich, deswegen das angefochtene Urteil
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aufzuheben und die Sache zurückzuverweisen, da dies nunmehr

nur zur erneuten Verhandlung mit dem Beteiligten führen würde,

den das LSG° schon bisher als Beklagten angesehen hat° Die

Zurückverweisung entspräche in diesem Falle nicht einer sinn—

vollen Prozeßgestaltung (vgl° BSG° 4 S. 242 L_245_7; 7 So 60

ff„ [62_7)„

Angefochten ist der Verwaltungsakt vom 18° März 1953, soweit

er die ersten elf Entlassungen betrifft° Insoweit ist er aber

nicht rechtswidrig; der Antrag, ihn teilweise aufzuheben, ist

mit Recht nicht als begründet erachtet werden°

In Betrieben mit in der Regel mindestens 50 und weniger als

500 Arbeitnehmern ist der Arbeitgeber nach 5 15 Abs° 1 Buchst„

b KSchG verpflichtet, dem ArbA° unter Beifügung der Stellung—

nahme des Betriebsrats schriftlich Anzeige zu erstatten, bevor

er mindestens 10 v.H° der im Betriebe regelmäßig beschäftigten

Arbeitnehmer oder aber mehr als 25 Arbeitnehmer innerhalb von

vier Wochen entläßt° Entlassurgen, die nach @ 15 anzuzeigen sind,

werden vor Ablauf eines Konnte nach Eingang der anzeige beim

ArbA° nur mit Zustimmung des LArbA. wirksam; die Frist von ei—

nem nonat kann auf längstens zwei Monate verlängert, die Zu—

stimmung kann auch rückwirkend bis zum Tage der Antragstellung

erteilt werden (% 16 KSchG)° Solange eine Anzeige nicht er—
stattet ist, sind anzeigepflichtige Entlassungen unwirksam°

Die Anzeigepflicht nach @ 15 KSchG ist außer von der Gesamt—

zahl der in einem Betriebe regelmäßig beschäftigten Arbeitneh«

mer von der Zahl der Arbeitnehmer abhängig, die der Arbeit—

geber innerhalb von vier Wochen entläßt. Es macht keinen Unterm

schied, ob er sie gleichzeitig oder nacheinander entläßt° Alle
Entlassungen innerhalb dieses Zeitraumes sind zusammenzurech—

nen; sie gelten als eine einheitliche Entlassung; die Gesamt—
zahl ist ausschlaggebend für die Anzeigepi'licht° Sobald die

Mindestzahl erfüllt wird, ist der Arbeitgeber zur Anzeige ver—
pflichtet° Anzuzeigcn sind alle Entlassungen, die innerhalb von
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vier Wochen erfolgen° Der Arbeitgeber hat nach 5 15 KSchG An—

zeige zu erstatten, bevor er die festgesetzte hindestzahl von

Arbeitnehmern innerhalb von vier Wochen entläßt° Entlassungen

innerhalb dieses Zeitraums von vier Kochen sind danach vorher

anzuzeigen; die Anzeige ist für alle Entlassungen vorgesehen°

Grundsätzlich sind bereits die geplanten Entlassungen anzu—

zeigeno Aus 9 15 KSchG ist aber nicht zu entnehmen, daß nur
die Entlassungen anzuzeigen wären, die noch bevorstehen,

wenn

die vorgeschriebene Mindestzahl erreicht ist° Wie für die Fest—

stellung, so sind auch für den Umfang der Anzeigepflicht alle

Entlassungen innerhalb von vier Wochen wie eine Einheit zu
behandeln° Ohne Zweifel ist die Anzeige für alle Entlassun—

gen erforderlich, wenn mindestens so viel Arbeitnehmer wie
5 15 vorsieht, gleichzeitig entlassen werden oder wenn die

Mindestzahl von Anfang an wenigstens feststeht° Nichts_ande—

res gilt aber, wenn zunächst weniger Arbeitnehmer entlassen

werden und die Eindestzahl nach % 15 KSchG sich erst zusammen

mit weiteren Entlassungen innerhalb von vier Kochen ergibt°

Sind dadurch die Voraussetzungen der Anzeigepflieht erfüllt,

so steht nunmehr fest, daß die in diesen Zeitraum fallenden

Entlassungen vorher anzuzeigen gewesen wären (Erdmann—Müller9

KSchG, 20 Aufl„‚ @ 15 Anm° 13; Herschel—Steinmann, KSchG,

5„ Auflo, @ 16 Anm° 1 a; Busch, KSchG, 3, Auflo % 15 Anm„

21, @ 16 Anmo 2)o ‘

Die Klägerin hat in ihrem Betrieb regelmäßig 154 Arbeitneh—

mer beschäftigt° Sie hat davon innerhalb von vier Wochen zu—
erst elf, dann echt Arbeitnehmer und damit zusammen minde«

stens 10 v„H° entlassen° Deshalb waren alle Entlassungen anzu—
zeigen, auch die ersten elf,

Diese Entlassungen waren, wie sich aus 5 16 Abs° 1 KSchG er-
gibt, ohne Anzeige nieht wirksam und sie sind vor Ablauf eines

Monats nach Eingang der Anzeige beim ArbA° nur mit Zustimmung

des LArbA„ wirksam geworden" Es kommt insoweit nach @ 16 Abs,

1 KSchG nur darauf an, ob Entlassungen vorliegen, die nach @

15 KSchG anzuzeigen sind, aber nicht darauf, wenn und durch
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welche Entlassungen im Laufe von vier Wochen die Voraussetzun—

gen der Anzeigepflicht erfüllt werden sind; es ist auch—uner—

heblich, ob die Anzeige erstattet werden ist oder nicht° Ente

scheidend ist, daß es Entlassungen sind, die nach 9 15 KSchG

angezeigt werden müssen, Dies bedeutet, daß Entlassungen ohne

Anzeige wirksam werden, wenn die Gesamtzahl innerhalb von vier

Wochen unter der Hindestzahl nach S 15 bleibt° Sobald die Nin—

destzahl jedoch erreicht wird, sind sämtliche Entlassungen un—

wirksam, da sich — wie nunmehr feststeht — die Anzeigepflicht

auch auf die im Laufe von vier Jochen vorhergehenden, noch

unter der Mindestzahl liegenden Entlassungen erstreckt, Für @

16 KSchG gilt insoweit dasselbe wie für @ 15 KSchG. Entlas—

sungen innerhalb von vier Wochen müssen in beiden Fällen ein—

heitlich behandelt werden, Sobald die hindestzahl erreicht wird,

sind sie in der Gesamtzahl nicht nur anzuzeigen, sondern ohne

Anzeige auch nicht wirksam (Erdmann—Müller KSchG, 2. Aufl°
„

@ 15 Anm" 15; Herschel—Steinmann, KSchG 5. Aufl„ 5 16 Anmo 1a;

Hueck, KSchG, ;, Aufi„,'é 16 Anm„ 2). Nikisch (Lehrbuch des Ar—
beitsrechts, 2° Auflo, Band 1 8° 684) und mit ihm Rohlfing'Re—

wolle (KSchG; Stand April 1957, © 16 Anm„ 4) sind der Ansicht,
Entlassungen unter der Mindestzahl des © 15 KSchG könnten nach—

träglich nicht unwirksam werden, wenn sie zusammen mit weiteren

Entlassungen innerhalb von vier Wochen die Mindestzahl ergaben,

Diese Auffassung ist schon deshalb unrichtig, weil sie davon

ausgeht, daß nur die Entlassungen anzuzeigen seien, die nach der

nunmehr feststehenden Anzeigepflicht beabsichtigt seien° Anzu-

zeigen sind aber nicht nur diese, sondern alle Entlassungen

innerhalb von vier Wochen, wenn die Anzeigepflicht feststehto

Stellt sie sich erst durch spätere Lntlassungen im Laufe von
vier Wochen heraus, so steht nunmehr fest, daß alle Entlassungen

vorher anzuzeigen waren° Daran ändert es nichts, daß die not—

wendige Anzeige nicht oder erst später erstattet wird, In die—

sem Falle treten die Rechtsfolgen aus @ 16 KSchG ein° Die Ent—
lassungen werden nicht nachträglich unwirksam; sie können wie

jede andere Entlassung, die nach @ 15 KSchG anzuzeigen ist, über—
haupt erst wirksam werden, wenn sie angezeigt werden,
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Es wäre mit dem Sinn und Zweck des Kündigungsschutzes bei Mas—

senentlassungen auch nicht vereinbar, die zunächst unter der

Mindestzahl liegenden Entlassungen von der Anzeige auszunehmen,

wenn die für die Anzeige maßgebende Mindestzahl erst zusammen
mit weiteren Entlassungen innerhalb von vier Wochen erreicht

wird° Massenentlassungen sollen im öffentlichen Interesse mög—

lichst Vermieden und Entlassungen auf das unbedingt erforder»

liche Maß begrenzt werden, Die Anzeigepflicht (@ 15 KSchG) und

die Entlassungssperre (@ 16 KSchG) sollen es dem ArbA. und dem

LArbA„ ermöglichen, bei hessenentlassungen einzugreifen, sie

einzuschränken und davon betroffene Arbeitnehmer anderweitig
zu vermitteln° Massenentlassungen sind aber stets dann ge«

geben, wenn in einem Betriebe innerhalb von vier Wochen minde—

stens die in 5 15 KSchG vorgesehene Zahl von.Arbeitnehmern ent—

lassen wird° Zu schützen sind alle von einer solchen Massenent—

lassung betroffenen Arbeitnehmer, Es macht keinen Unterschied,

ob sie gleichzeitig oder nacheinander entlassen werden und ob

in diesem Falle erst nach weiteren Entlassungen im Laufe von

vier Wochen die Anzeigepflicht feststeht„ In jedem Falle liegt

eine Zahl von Entlassungen vor, die insgesamt,den Tatbestand

der Massenentlassung begründet° In beiden Fällen ist die An—

zeigepflicht und die hntlassungssperre auf die Gesamtzahl der

im Zeitraum von vier Kochen entlassenen Arbeitnehmer anzuwenden°
Der Kündigungsschutz bei Massenentlassungen würde weitgehend

aufgehoben, wenn aus der Gesamtzahl der Entlassungen, die eine

Massenentlassung ergeben, diejenigen auszunehmen wären, die

noch unter der hindestzahl liegenb '

Dieser Auffassung entspricht auch die Entstehungsgesehichte

des Kündigungsschutzes bei Hassenentlassungen. Schon nach der
StillegungséVerordnung vom 18° November 1920 (■GBl. I 8° 1901)

in der Fassung der Verordnung über Betriebsstillegungen und

Arbeitsstreckung vom 15„ Oktober 1923 (kcal. 1's. 983) mußte
der Arbeitgeber Anzeige erstatten, wenn'durch die Stillegung

von Betriebsanlagen eine bestimmte Zahl von Arbeitnehmern ent—

lassen werden sollte„ Zwar waren nach 5'2 Abs. 2 dieser Verord—

nung lediglich die über die festgesetzten hihdestzahlen hinaus—
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gehenden Entlassungen innerhalb von vier Wochen nur mit Geneh—

migung der Demobilmachungsbehörde wirksam° Entlassungen inner—

halb dieses Zeitraumes sind jedoch als eine Einheit behandelt

werden, auch wenn die Arbeitnehmer nacheinander entlassen

wurden (Arbeitsrechts—Sammlung Band 9 S„ 25 ff„ mit Anmerkung

von Dersch)‚ Diese Regelung ist durch @20 des Gesetzes zur
Ordnung der nationalen Arbeit (AGG) vom 20° Januar 1934 (RGBlO

l S° 45) abgelöst werden" dach % 20 Abs° 1 AOG war der Arbeit—

geber verpflichtet, dem Treuhänder der Arbeit eine schrift—

liche Anzeige zu erstattten, bevor er eine bestimmte Mindest—

zahl von Beschäftigten innerhalo von vier kochen entlassen

hat; nach @ 20 Abs° 2 waren
Lntlassungcn, die anzuzeigen waren„

ohne Genehmigung des Treuhändors unwirksam, Unwirksam waren

aber nicht nur die Entlassungen, die über die Mindestzahl hin—

ausgingen, sondern sämtliche Entlassungen° Entlassungen inner“

halb von Vier Jochen wurden zusammengerechnet° Wurde die Frei—

grenze überschritten, so ist die Entlassung der Arbeitnehmer

stets in der Gesamtzahl für unwirksam erachtet werden (Arbeits—

rechts—Sammlung Ed„ 32 S‚ 169 mit zustimmender Anmerkung von

Mansfeld; Hueck—hippefdey—Dietz AOG@20 Anm„ 33)„ Diese Be—
urteilung kann auch der Auslegung der @@15 und 16 KSchG zu—

grundegelegt werden, die mit © 20 AOG — abgesehen von der

größeren Differenzierung der Mindestzahl — im wesentlichen

übereinstimmenc

Die elf Entlassungen vom 21, Februar 1953 waren also nach @ 15

KSchGanzuzeigen; sie sind am 7° März 1953 beim ArbA„ auch an—
gezeigt worden„ Sie wurden vor Ablauf eines Monats nach Eingang

der Anzeige beim ArbA° auch nur mit Zustimmung des LArbAD wirk—

sam„ Diese Zustimmung konnte aber nach 9 16 Abs° T KSchG9 2„

Halbsatz, rückwirkend nur bin zum lage der Antragstellung er—

teilt werden° Insoweit ist der Ausschuß für Kündigungsschutz

bei Mfssenentlassungen der Klägerin auch entgegengekommen° Auch

soweit der angefochtene Verwaltungsakt vom 18„ März 1953 die

ersten elf Entlassungen-betrifft, ist er daher nicht rechts„

Widrig„ ' "
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Die Klage auf teilweise Aufhebung dieses Verwaltungsakts ist

deshalb nicht begründet; die Berufung ist mit Recht zurückge—_
wiesen worden„ Die Revision ist nicht begründet; sie ist nach

5 170 Abs° 1 Satz 1 SGG zurückzuweisen°

Die Entscheidung über die Kosten beruht auf 5 193 SGG„
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